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Nach § 839 Abs. 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)1 haftet ein Beamter für Schäden, die er in Aus-
übung seines Amtes durch Verletzung seiner Amtspflicht einem Dritten vorsätzlich oder fahrläs-
sig zugefügt hat. Nach Art. 34 Satz 1 Grundgesetz (GG)2 geht die Haftung auf den Staat über. Für 
entsprechende Klagen sind nach Art. 34 Satz 3 GG die Zivilgerichte zuständig. Die Haftung des 
Staates greift nicht nur für Beamte, sondern für alle Personen, die in öffentlich-rechtlichen Amts-
verhältnissen stehen. Dies umfasst auch die Bundesminister, die nach § 1 Bundesministergesetz 
in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund stehen. 

Art. 34 Satz 2 GG sieht die Möglichkeit des Staates vor, in Fällen von Vorsatz oder grober Fahr-
lässigkeit Regress beim handelnden Amtswalter zu nehmen. Diese Möglichkeit bedarf aber eines 
entsprechenden Gesetzes oder einer vertraglichen Grundlage. Im Verhältnis zu Bundesbeamten 
hat der Gesetzgeber eine entsprechende Regelung geschaffen (§ 75 Bundesbeamtengesetz). Das 
für Bundesminister einschlägige Bundesministergesetz sieht eine solche Rückgriffsmöglichkeit 
jedoch nicht vor. 

Für die strafrechtliche Verantwortung von Amtsträgern sind insbesondere die sogenannten Amts-
delikte nach dem Strafgesetzbuch3 relevant. Bei den Amtsdelikten wird zwischen den „echten“ 
und den „unechten“ Amtsdelikten unterschieden. Echte Amtsdelikte können nur von Amtsträ-
gern begangen werden. Der Begriff ist gesetzlich in § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB definiert und umfasst 
neben Beamten und Richtern auch Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis 
stehen. Hierunter fallen, wie bereits erwähnt, auch die Bundesminister. 

 

1 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.01.2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I 
S. 738), zuletzt geändert am 14.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 72). 

2 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert am 19.12.2022 (BGBl. I S. 2478). 

3 Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert am 
26.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203).  
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Echte Amtsdelikte sind beispielsweise die Rechtsbeugung nach § 339 StGB, die mit Freiheits-
strafe zwischen einem Jahr und fünf Jahren bestraft wird und die Bestechlichkeit nach § 332 
StGB, für die eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren vorgesehen ist. 

Unechte Amtsdelikte sind hingegen solche, die allgemein strafbar sind, aber bei Amtsträgern zu 
höheren Strafen führen. Dazu gehört beispielsweise die Nötigung nach § 240 StGB, die im Nor-
malfall mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft wird. Wird die Nötigung von 
einem Amtsträger unter Missbrauch seiner Befugnisse begangen, so wird sie nach § 240 Abs. 4 
Nr. 2 StGB mit Freiheitsstrafe zwischen sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

Wer wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt wird, 
verliert gemäß § 45 Abs. 1 StGB kraft Gesetzes für die Dauer von fünf Jahren sowohl die Fähig-
keit, öffentliche Ämter zu bekleiden, als auch das passive Wahlrecht. Einer Person, die zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilt wurde, kann das Gericht gemäß § 45 Abs. 2 StGB nach seinem Ermessen 
für eine Dauer von zwei bis zu fünf Jahren die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden oder das 
aktive und passive Wahlrecht aberkennen, sofern ein Gesetz dies ausdrücklich bestimmt (so etwa 
in den §§ 92a, 101, 102, 108c, 109i, 129a, 264 Abs. 6, 358 StGB). Der Verlust der Amtsfähigkeit 
und des passiven Wahlrechts hat für die verurteilte Person auch den Verlust der mit diesen Fä-
higkeiten einhergehenden Rechtsstellungen und Rechten (etwa als Abgeordneter, Minister oder 
Amtsträger) zur Folge. 
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